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1. Die Rolle der Universitäten hei Heranhildung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses 

Vor der Befreiung oblag die Heranbildung des "issemchaftlichen Nach­
wuchses in Lngarn zur Haupt:::ache den Lniyersitäten: um einzelne heryorra­
gende Professoren, namhafte Vertreter ihres Fachgebietes scharten sich wissen­
schaftliche Schulen, deren i\Iitglieder von den Professoren mit Aufgaben yer­
sehen und bei deren Lösung unterstützt wurden. Die erste ernste wissenschaft­
liche Bewährungsprobe der angehenden Gelehrten bestand in der Erlangung 
des Doktorgrades, abgesehen natürlich von der juridischen und der medizi­
nischen Fakultät, an denen der Titel eines Doktors lediglich die Tatsache 
der AbsolYierung des Universitätsstudiums zum Ausdruck hrachte und keines­
wegs die Honorierung einer über das Hochschulstudium hinausgehenden 
·wissenschaftlichen Leistung bedeutete. Gleichfalls an der Universität spielte 
sich die zweite Bewährungsprobe des jungen Wissenschaftlers, seine Habili­
tation als Privatdozent ah. 

In den fünzEiger Jahren wurde in Cngarn ein neues System der WIssen­
schaftlichen Qualifizierung eingeführt. Als erste Stufe seiner Verwirklichung 
stellte sich zunächst die Aufgabe, Aspiranten so weit heranzuhilden, daß sie 
nach Erfüllung der gestellten Bedingungen im gewählten \Vissenschaftszweig 
den akademischen Grad eines Kandidaten erlangen konnten. Diesel' akade­
mische Grad läßt sich am ehesten noch mit dem an westeuropäischen, yornehm­
lieh an deutschen tT niversitäten bekannten Priyatdozentengrad vergleichen, 
ohne daß er allerdings mit diesem identisch wäre. Zur Erlangung des Kandida­
tengrades muß der Aspirant folgenden Anforderungen Genüge leisten: 

a) AhsolYierung einer L niversität (Hochschule), 
b) Nachweis der systematischen wissenschaftlichen Betätigung, 
c) Ablegung fachlicher, philosophischer und sprachlicher Examina, 
d) Vorlage und Verteidigung einer Dissertation, die im Dienste des 

gesellschaftlichen Fortschritts stehen und neue wissenschaftliche Erkenntnisse 
enthalten muß. Die Dissertation muß die Fähigkeit des Kandidaten zu selb­
ständiger wissenschaftlicher Arbeit unter Beweis stelleIl. 

Mit dem 1950 erfolgten Übergang zur Aspirantur und mit der Einführung 
der neuen akademischen Grade war in großen un d ganzen ein außerordentlich 
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positiver Schritt zur Intensivierung unseres wissenschaftlichen Lebens getan, 
ein Schritt, der den jungen Begabungen Möglichkeiten eröffnete, 'wie sie vordem 
nur ganz wenigen, den Kindern von "\\i erktätigen aber kaum jemals offen 
gestanden hatten. 

Indessen vollzog sich dieser Übergang zum neuen System der akademi­
schen Qualifizierung nicht ohne jeden Fehlgriff. Die vorübergehende Sistierung 
der Verleihung des U niversitäts- Doktortitels löste die berechtigte U nzufrie­
denheit der Universitäten aus, weil man in ihr vielfach eine Unterschätzung 
jener Rolle erblicken zu müssen glaubte, die die Universitäten bei Heranbildung 
wissenschaftlicher Kader spielten. Geschürt wurde die Unzufriedenheit noch 
durch die anfänglich geübte Praxis, den Löwenanteil an der meritorischen 
Arbeit der Aspirantenausbildung sowohl auf fachlichem als auch auf ideologi­
schem und sprachlichem Gebiet und schließlich die Hauptlast in der Beratung 
bei den Dissertationsarbeiten zwar den Universitäten aufzubürden, dieser 
Pflichtenausweitung jedoch nicht auch eine gleiche Ausdehnung der Rechte 
folgen zu lassen. Es kam im Gegenteil so weit, daß beispielsweise unsere Uni­
versität von Jahr zu Jahr nur eine ganz geringe Zahl ihrer Lehrkräfte in der 
Aspirantur unterzubringen vermochte. 

Nicht zuletzt war es auch diese Entwicklung der Dinge, die 1956;57 zum 
Aufkommen der falschen Parole von der Autonomie der Universitäten und zu 
jenem unannehmbaren Entwurf für die Regelung der Verleihung des Doktor­
titels führte, der 1957 von einem damit beauftragten Professorenkomitee 
aus ge arbeit wurde. 

Die Ungarische Sozialistische Arbeiterpartei hat die vor 1956 in der 
Wissenschaftspolitik begangenen Fehler auch auf diesem Gebiet berichtigt. 
Die von der Partei 1958 herausgegebenen bildungspolitischen Richtlinien 
legten mit allem Nachdruck fest: "Die Universitäten und Hochschulen haben in 
der Entwicklung der sozialistischen Wissenschaft und ebenso in der Heranbildung 
des u:issenschaftlichen Naclllcllchses wichtige Aufgaben zu versehen, und dement­
sprechend gilt unsere Sorge auch der Fortentu;icklung des HochschIlIunterrichts. 
Es ist also anzustreben, daß an den Universitäten - Hand in Hand mit den 
raschen Fortschritten in W"issenschaJt und Technik sowie mit den Anforderungen 
des sozialistischen Aufbaues - eine möglichst große Zahl in das Profil einzelner 
Fakultäten sich einfügender TVissenschaJtszweige vertreten seien." (Parteiamt­
liche Dokumente zur ideologischen und kulturellen Arbeit, Kossuth Verlag, 
Budapest 1962, S. 48., ungarisch.) 

Die Entschließung des VII. Parteitages vom Jahre 1959 und des VIII. 
Parteitages 1962 sowie die Gesetzesverordnung Z. 22/1962 haben die Richtlinien 
vom Jahre 1958 auch in diesen Belangen bekräftigt. Artikel 14 dieser Verord­
nung macht es den Hochschullehrern zur Pflicht, den "\\iissenschaftszweig 
ihres Fachgehietes zu pflegen und die aus den Forschungsplänen erwachsenden 
Aufgaben zu versehen, um schließlich festzuhalten, daß die Hochschulinstituti-
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onen in der durch die bestehenden Rechtsnormen bestimmten W-eise bei Heranbil­
dung des wissenschaftlichen Nachwuchses teilnehmen. 

Die Gesetzesverordnung Z. 26;1956, ferner der Regierungsbeschluß Z. 
1031/1959 (3. X.) sowie die Anordnung Z. 126/1960 (MK. 8) M. M. stellten die 
Zuständigkeit und die Aufgaben der Universitäten bei Verleihung des Doktor­
titels wieder her und unterstrichen hierbei nachdrückliehst, daß dieser Titel 
- mit Ausnahme des an den medizinischen, tierärztlichen und juridischen 
Fakultäten erworbenen Doktorats - eine Qualifikation darstellt, die die Aneig­
nung eines über den Wissensstoff des Universitätsstudiums hinausgehenden 
primären wissenschaftlichen Rüstzeuges anerkennt, jedoch unter dem aka­
demischen Grad eines Kandidaten bleibt. 

:;\eu regelte die Regierung auch die Rolle der Universitäten bei Heran­
bildung der Aspiranten. Die Gesetzesverordnung Z. 24/1958 erklärte einzelne 
Universitätsfakultäten zu "designierten Fakultäten", die berechtigt waren, die 
Aufnahme der aus ihrem eigenen Lehrkörper hen-orgehenden selbständigen 
und der dem Fernstudium obliegenden Bewerber zur Aspirantur und die Ver­
teidigung ihrer Dissertationen im eigenen W-irkungskreis zu regeln. An unserer 
Universität war es die Elektroingenieursfakultät, die die Designation erhielt. 
Die Regierungsverordnung Z. 41/1959 (3. X.) sowie die vom Präsidenten der Un­
garischen Akademie der Wissenschaften im Eim-ernehmen mit dem Bildungs-,. 
dem Gesundheits- und dem Landwirtschaftsminister erlassene Durchführungs­
verordnung 91959. MTA (A. K. 2li22) hoben in zahlreichen wichtigen Fragen 
die Bedeutung der Universitäten (also nicht bloß der designierten Fakultäten) 
für die Heranbildung des Gelehrtennachwuchses hervor. In Artikel 25. betont 
die Regierungsverordnung 41/1959 (3. X.), daß es die Universitäten sind, die die 
fachliche, ideologische und sprachliche Ausbildung und die politische Erziehung 
der ihnen im Direkt- und im Fernstudium zugeteilten sowie der aus ihrem eige­
nen Lehrkörper heryorgegangenen Aspiranten versehen und die Kandidaturs­
examina regeln und abwickeln. Diese Verordnung hob neuerlich die Wichtig­
keit jener lenkenden Tätigkeit hervor, die die Universitätslehrstühle, die 
Fakultäten und die zentralen Organe in der Heranbildung der Aspiranten ent­
falten, und unterstellte natürlich auch die designierten Fakultäten der Aufsicht 
der zentralen Universitätorgane. Die Verordnung bestimmte ferner, daß die. 
Universitäten zur wissenschaftlichen Fortbildung fachlich und politisch gleicher­
'weise geeigneter Lehrkräfte auch Kaderfortbildungspläne zu erstellen haben. 

Aus all diesen Verordnungen und Maßnahmen ging klar heryor, daß 
den Leitern der Universitäten, Fakultäten und Lehrstühlen eine überaus­
ehrende Aufgabe und hohe Verantwortung in der Heranbildung nicht nur von 
Fachleuten, sondern auch von Gelehrten, aber auch in der Fortentwicklung der 
Wissenschaften übertragen wurde. Träte an einer unserer Universitäten auch nur 
eine dieser Hauptaufgaben in den Hintergrund, bedeutete dies, daß wir nicht 
alles tun, was der Aufbau des Sozialismus yon den Universitäten erheischt. 
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2. Einige prinzipielle und organisatorische Probleme 
der Heranbildung ",issenschaftlicher Kader an der Technischen 

Universität Budapest 

Die internen Aufgaben unserer Universität im Zusammenhang mit der 
Verleihung des Doktorats und mit der Heranbildung der Aspiranten wurden in 
einem im Juli 1960 herausgegebenen Rundschreihen des Rectors geregelt. 
Dieses Rundschreiben ging vor allem auf die Administration der Anwehen um 
Zulassung zur Aspirantur ein und legte sodann die Aufgahen des beteiligten 
Personenkreises (Doktoranden, Beluteiler der Doktorsdissertationen, Aspiran­
ten, Apsirantursleiter, Lehrstuhlleiter, Aspiranten-Referenten der Dekanate, 
Prorektor in ·wissenschaftlichen Angelegenheiten) sowie der zuständigen Uni­
versitätsorgane (Dekanat, Personalabteilung, Wissenschaftliche Abteilung) 
in allen Einzelheiten fest. :Mit der Durchführung der Lehrkurse zur Vorberei­
tung auf die Kandiclatenexamina in Philosophie und mit der Ahwicklung der 
Prüfungen selbst heauftragte der Rektor den Leiter des Lehrstl.lhles für 1Iar­
xismus-Leninismus. 

Die Rektoratsanweisung enthält sowohl für die designierte als auch 
für die heiden anderen Fakultäten u. a. folgende Vorschriften: "Der Fakultäts­
rat hat die Arheit der Aspiranten mit Aufmerksamkeit zu verfolgen. Dement­
sprechend hat er die schriftlichen Referate der Aspiranten und die Diskussionen 
der Lehrstuhlkonferenzen üher diese Referate halbjährlich, die schriftlichen 
Referate der Aspirantursleiter hingegen jährlich einmal (jeweils bis zum 15. 
Juli) zu heraten. Notfalls sorgt er dafür, daß allfällige Versäumnis:3e nachgeholt 
werden. Den Beratungen üher diese Tagesordnungspunkte der F akultäts­
sitzungen sind der Prorektor für wissenschaftliche Angelegenheiten sowie der 
Leiter der "issenschaftlichen Abteilung hinzuzuziehen. Auszüge des Protokolls 
dieser Fakultätssitzungen sind der wissenschaftlichen Ahteilung zu über­
lassen. " 

Einen hreiten Raum nimmt die HeranbildunO" des wi::;senschaftlichen 
'" Nachwuchses auch in den Plänen für die individuelle und für die Kaderfort-

hildung an den Lehrstühlen ein. Den Lehrkräften und Forschern wurden 
Termine für die Erwerhung des Doktorats der Uniyersität, für die Anmeldung 
zur Aspirantur oder für die Ausarheitung ihrer Dissertationen gestellt, aher 
auch anderweitige systematische wissenschaftliche Betätigung, wie heispiels­
·weise wissenschaftlich-puhlizistische Tätigkeit wurde ihnen zur Pflicht gemacht. 
Die Ernennung zum Adjunkten wurde an die Bedingung der Erwerhung des 
Doktorats der Universität geknüpft, während Bewerhungen um Dozenten­
stellen nur dann Unterstützungen finden, wenn die Bewerher elen Kandidaten­
grad erworhen oder zumindest ihre Kandidatursdissertation eingereicht hahen. 

Die "issenschaftliche Ahteilung wurde heauftragt, yornehmlich in persön­
lichen Gesprächen mit den Aspiranten ständig mit Aufmerksamkeit zu yerfol-
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gen, inwieweit sie den wissenschaftlichen Teil ihrer Arbeits- und ganz allgemein 
der Kaderfortbildungspläne erfüllen. Zum Abschluß des Studienjahres hat 
die Abteilung den leitenden Organen der Universität jeweils einen Situations­
bericht über die Fortschritte der Aspirantenaushildung vorzulegen, damit 
die allenfalls nötigen Veranlassungen getroffen werden können. 

Für hesonders wichtig hielt~n wir es, den Ahschluß der schon längere 
Zeit sich hinziehenden A:::piranturen zu beschleunigen, wozu "wir hestrebt waren, 
durch Ge"währung von Sonderurlauben (sogennanten "Arbeitsurlauben") oder 
durch anderweitige vorübergehende Entlastung, fallweise jedoch auch durch 
sonstige }Iaßnahmen weitgehende Lnterstützung zu gewähren. Allerdings 
"wurden hierhei lVI einungen laut, daß ,,"ir die Doktoranden und die Aspiranten 
zu sehr hevormundeten, doch gelang e;: uns, solche Einwände zu widerlegen. 
kann doch die Forderung nach Einhaltung der Plandisziplin und dic Schaffung 
der hierzu erforderlichen V orau~setzungen nicht als Bevonllundung, sondern 
einzig und allein als verantwortungsbewußtes Einschreiten der staatlichen Füh­
rung angesehen werden. Diesen Gl'unchatz ln'achten und bringen wir auch in der 
Weise zur Geltung, daß wir jenen, die sich in der Erfüllung ihres Kaderfort­
bildung~planes in größerem Rückstand befinden, die Teilnahme an der Aus­
führung industrieller Aufträge oder die Ausübung eines :'\ebenbpnrf~ ein­
schränkpn und notfalls sogar gänzlich untersagen. 

In pinigen Grundsatzfragen gab e~ innerhalh und außcl'halb der Fnin'rsi­
tät auch Diskussionen. So erklärte "ich beispielsweise das Parteikomitee und 
der Rektoratsrat der L niversität nicht damit einverstanden, daß auch die 
selbständigen Aspiranturen in di,' Rahmenziffern eingereiht wurden und daß 
nur ein gcringer Teil di('~er Rahmenzifferll unserer Lniver"ität zugeteilt \'"lude 

trotzdem yiele Gebiete der technischen 'Vissenschaften unter allen anderen 
r niyersitäten des Landes nur an UllSf'l'er gepflegt werden. Jahr für Jahr gelangte 
nur ein Teil der yon uns yorge:::ehlagenen Personen znr Aufnahme, wa;:; in 
jenen Fällen, in denen die abgewiesenen Lehrkräfte den yorge5ehriebenen 
fachlichen und politischen Yoraussetzungen yoll entspraehen, begreiflieher­
weise lTnzufriedenheit auslöste, abg.>sehen davolL daß es sich selhstyerstäncllich 
auch auf die persönliche wis5enschaftliehe Fortentwicklung der hetroffenen 
Personen hemmend aus\\-irkte und auch der Volkswirtschaft keineswegs zum 
Yorteil gereichte. 

:Mit dem Gesagten eng yerlnmden war aueh die Auffassung, das Streben 
nach selbständiger Aspirantur deute zweifellos auf eine selbstsüchtige, karrie­
ristische Haltung hin, die zurückgedrängt und eingedämmt werden müsse. 
Nich selten ließen sich nleinungen vernehmen, wir täten einseitig jenen einen 
Gefallen, deren Aufnahme zur selbständigen Aspirantur wir förderten, obschon 
es sich in Wirklichkeit lediglich darum handelte, daß es die betreffenden Perso­
nen unternahmen, ohne Lnterstützung durch den Aspirantursleiter aus eigener 
Kraft Kandidatursdissertationen auszuarbeiten und aueh zu yerteidigen, die 

6 Periodica Polytl'chnica ~1. \" III 1. 
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jeweils neue Ergebnisse zu einem yolkswirtschaftlich wichtigen Thema zeitigen. 
Kein Zweifel, daß sich in solchen Fällen bei richtiger Wahl des Themas das 
individuelle und das gesellschaftliche Interesse decken. Je klarer das Wesen 
der Biindnispolitik der Partei zutage trat, um so unhaltbarer wurden die soeben 
gestreiften Ansichten. 

Heute sind sich die Meinungen einig darüber, daß jener Entwicklungs­
abschnitt üherholt ist, in welchem es yor allem galt, den aus den arbeitenden 
Klassen hervorgegangenen angehenden Wissenschaftlern als Wiedergut­
machung eines alten sozialen Unrechts den ihnen zustehenden Platz unter den 
anderen zu sichern, und dies auch in der selbständigen Aspirantur. In der 
Stipendiats- und in der Fernstudiumsaspirantur gehört die Aufnahme fähiger 
Wissenschaft;;anwärter aus Arbeiter- und Bauernfamilien und die Unter­
stützung ihrer Arheit selbstyerständlich auch weiterhin zu den wichtigsten 
Aufgaben. In der gege1l1cärtigen Periode unserer Erztu·icklzwg jedoch bildet die 
Beschleunigung des Follen Aufbaues des Sozialisnws die Idassenkämpferischeste 
Zielsetzung, zces/zalb jede selbstiindige Dissertationsarbeit, die in ihrer Lösung die 
sozialistische Aufballarbeit l"orantriigt, gefördert lrerden muß. Aus diesem Grunde 
begrüßen wir freudig die Gesetzesyerordnung Z. 19 1963, die der Sache des 
wissenschaftlichen Xachwuchses in diesem Sinne neue Impulse yerleiht und 
die damit, daß sie die selbständige Aspirantur mit ihren einschränkenden 
Rahmenziffern sistiert und zugleich jenen überzeugt marxistisch denkenden 
Personen die Erlangung des Kandiclatengrades ermöglicht, die an der organi­
sierten Aspirantenausbildung nicht teilnehmen, durchaus geeignet ist, den wissen­
schaflichten Fortschritt der t-niyersitätslehrkräfte wesentlich zu beschleunigen. 

Auch die Unterscheidung zwischen designierten und nicht designierten 
Fakultäten widersprach der Auffassung des Parteikomitees und des Rektorats­
rates unserer Lniversität, da ·wir sie weder politisch noch vom fachlichen 
Standpunkt aus für begründet hielten. Im JIerüum und im Inhalt der Heran­
bildung wissenschaftlicller Kader stellte die Leitung der Universitiit bisher a11 alle 

drei Fakultiiten die gleichen Anforderungen Zl1ld lcird dies allch in Hinkunft tun. 
Auch die Gesetzesyerordnung 191963 hebt diese Unterscheidung auf, eine 
:Nlaßnahme, die nach der Liquidierung der bisherigen organisatorischen Farmen 
der selbständigen Aspirantur durehaus am Platze ist, war es doch gerade diese 
Form der Heranbildung akademischer Lehrkräfte zu Aspiranten, die an den 
designierten. und nicht designierten Fakultäten gleicherweise die größte Verbrei­
tung gefunden hatte. 

Im Sinne der neUen Verordnung haben aueh jene l\Iitgliecler des Uniyersi­
tätslehrkörpers die Möglichkeit, ihre Kandidatursdi,sertation auszuarbeiten, 
am eigenen Lehrstuhl zur Diskussion zu stellen. und der Kommission für wissen­
schaftliche Qualifizierung zu unterbreiten, die an der organisierten Aspiranten­
ausbildung nicht teilnehmen. Dieses Recht steht jedem Lehrer zu, gleichyiel an 
welcher Fakultät er tätig ist. Die Kommission für wissenschaftliche Qualifizie-
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rung entscheidet in jedem Fall, ob die Dissertation den Zielsetzungen der 
Perspektivpläne für die wissenschaftliche Fortbildung Genüge leistet und oh 
die Person des Bewerbers den vorgeschriebenen Bedingungen entspricht. Fällt 
die Entscheidung der zur Beurteilung amtlich bestellten Persönlichkeiten gün­
stig aus, läßt die Kommission für wissenschaftliche Fortbildung den Bewerber 
zur Prüfung zu und setzt den Termin für die Verteidigung der Dissertation fest. 
Die Verordnung stellt e::: der Kommission frei zu verlangen, daß die Disserta­
tion zuvor am Arbeitsplatz des Bewerbers diskutiert werde. Auch hat sie 
die Möglichkeit, die zuständige "(T niversität zur Zusammenstellung der Prüfungs­
kommissionen aufzufordern. Unter solchen Umständen unterliegt es keinem 
Zweifel, daß die Univer;;itäten an der Heranbildung des wissenschaftlichen 
::'\ achwuchses den Intentionen der neuen Verordnung gemäß entscheidend 
beteiligt sind. 

3. Die Lage der Heranhildung "\\<issenschaftlichel' Kader 
an der Budapester Technischen Universität im Studienjahr 1962j63 

Die hier ausgeführten prinzipiellen Stellungnahmf'n und organisatori­
schen :Haßnahmen beginnen ",ich an uni3erer Hochschule bereits auszuwirken. 

a) Das Doktorat der Unü:ersitiit 

Vom 1. Septemher 1960 his zum 31. August 1963 bewarben sich insgesamt 
266 Doktoranden, unter ihnen 81 Lehrkräfte unserer Universität, um Zulassung 
zu den Rigorosa. Bis zur Stunde haben ,13 diesel' Bewerber, cl. h. 16. Prozent 
aller Doktoranden prornoYiert. Unter den Bewerbern aus dem Lehrkörper 
waren es relatiY mehrere, insgesamt 23, cl. h. 28 Prozent, der Doktoranden, die 
die Dokton\'ürde erlangt haben. An den einzelnen Fakultäten liegt jedoch 
diesel' Anteil verschieden hoch: unter elen Maschinenbauingenieuren promo­
vierten 32 Prozent, unter den Chemieingenieuren 43 Prozent, unter den Elektro­
ingenieuren hingegen bloß 5 Prozent der Doktoranden. Das Niveau der Disser­
tationen ist, allgemein gesehen, entsprechend, und in der Mehrzahl der Fälle 
fügen sie sich gut in die perspektivischen Forschungspläne der Lehrstühle ein. 
Nur in ganz seltenen Ausnahmefällen kommt es vor, daß die Fakultäts­
räte einen Doktoranden zur Wahl eines neuen Themas auffordern. Andererseits 
wird auch die Frist yon 3 :Monaten für die Beurteilung der Dissertationen, von 
ganz wenigen Fällen ahgesehen, gell au eingehalten. Unsere weiteren \~erstärkten 
Bemühungen müssen also yornehmlich darauf abzielen, eine größere Plan­
mäßigkeit und einen rascheren Fortschritt in der Ausarheitung der Doktorats­
dissertationen und in der Ahlegung der Rigorosa zur Geltung zu bringen. 

6* 
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b) Länger als vier Jahre siillmige Aspiranten 

Die Sitzung des Rektoratsrates "om 18. Juni 1962 erbrachte den Be­
schluß, daß den in ihren Studien zurückgebliebenen Aspiranten erhöhte Aufmerk­
samkeit zuzuwenden sei. Auch müsse erreicht werden, daß sie ihre Dissertatio­
nen spätestens im Jahre 1963 einreichen. Die Überprüfung ergah, daß 13 Lehr­
kräfte der l'ni"ersität, u. zw. 9 }Iaschinenhau- und 4 Chemieingenicure noch 
"01' 1959 zur Aspirantur zugelassen worden waren. Siehen "on diescn hahen 
den Kandidatengrad his zum 31. August 1963 erworben, ·während "ier weitere 
:Mitglieder des Lehrkörpers ihre Dissertation eingereicht hahen, und zwei weitere 
Dissertationen yoraussichtlich noch yor Ahlauf des J ahre8 vorgelegt "werden. 
Bei Beurteilung der Bewerhungen um Professoren- und Dozenten;;tellen durch 
den Rat der l' nin'rsität fiel die Erfüllung der Aspiranten-Arbeitspläne ent­
scheidend im Gewicht. 

c) Stipendiaten- und Fernstllcliumsaspiwntllr 

In der Zeit yom 1. Scptember 1959 his zum 31. August 1963 gelangten 
an un5erer l'niyer:-,ität 1.5 Stipendiaten- und 20 Ferni'tudiumsa;:;piranten zur 
Aufnahme, unter ihncn 11, die zum Personalstand der Lni,-ersität oder der an 
dicscr tätigen F or5ehungsgruppcn der Akadcmie gehören oder ur;:prünglich 
zu deren Personahtand gehörten. Außcr diesen 35 Aspiranten gelangten im 
gleichcn Zeitraum 7 Lehrkräfte mit Stipendien und weitere 4 im F ermtudium zu 
AUi'laIlchai'piranturen, u. zw. 7 nach der Sowjetunion und je :2 in die Deutsche 
Dcmokrati~clte Republik bzw. nach dcr T:3chechoslowakci.Von den hei un:- ahsol­
Yierenden 35 .·"'-spiranten ohliegen ihren Studicn 16 an der ::Vlaschinenbau-, 12 an 
der Chemieingenieurs- und 7 an der Elektroingenieur:-fakultät. Bei Durehführung 
ihrer Aspirallturs-Arbeit:-plänc werden sie von der wi;;senschaftlichen Abteilung 
i'tändig betreut, die bemüht ist, ihnen in der therwindung allfälliger Schwierig­
keiten nach ::\Iögliehkeit an die Hand zu gehen, u. a. auch durch tunlichste 
Berücksichtigung ihres Ini'trumentenbedarfs bei Verteilung der ZLn,-endungen 
für die F orschungsarbcit an den Lehrstühlen. Weitgehend sollen auch Fälle 
vermieden werden, in denen das Dissertationsthema neu gewählt werden muß, 
akzeptiert doch die KOlnllission für elie wissenschaftliche Qualifikation nur 
Themata, elie den Anforderungen der Volkswirtschaft und des wissenschaft­
lichen Lebens entsprechen. Die Probleme yon Aspiranten, die in der Erfüllung 
ihrer Arheitspläne in Rückstand geraten, wie etwa ihre Entlastung von Lehr­
aufgaben, werden in Einyernehmen mit den Aspiranturs- bzw. Lehrstuhlleitern 
gelöst. Jedem Aspiranten wird zur Pflicht gemacht, die Ahsolvierung yon 
Prüfungen und die Vorlage der Dissertation der wissem'chaftlichen Ahteilung 
anzumelden. Auf diesem Gebiet wird die organisatorische Tätigkeit weiter 
zu straffen sein. 
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d) Selbständige Aspiranturen 

Im gegenständlichen Zeitraum wurden 49 Lehrkräfte und ·wissenschaft­
liche Forscher der Universität zur selbständigen Aspirantur zugelassen, u. zw. 
~2 von der Maschinenbau-, 16 von der Chemischen, 9 von der Elektrofahiltät 
und 2 von zentralen Fakultäten. Stellt man diese Zahl den 22 hier oder im 
AU5land als Stipendiantcn oder im Fernstudium an der Aspirantur teilnehmen­
den Werktätigen der Universität 50wie den 23 zum Doktor der Universität 
promovierten Lehrkräften gegenüber, dann zeigt sich deutlich, daß an unserer 
Universität bisher die selbständige Aspirantur die wichtigste Form der Heran­
bildung wissenschaftlicher Kader bildete. eine Tatsache, die in Anbetracht 
der Gegebenheiten unserer U niversitä t als ganz natürlich zu bezeichnen ist. 

Freilich muß gerade im Hinblick auf diese Gegebenheiten und auf die 
Erfordernisse Ull;;:eres wissenschaftlichen Lebens wiederholt betont werden. 
daß diese Zahl von 4·9 Aspiranten weit hinter elen illöglichkeiten zurückbleibt, 
deren Ausnutzung nun allerdings durch die neue Gesetzesyerordnung ·wesent­
lich erleichtert wird. \Vas aber die Betreuung und Unterstützung der Arbeit der 
selbständigen Aspirauten anbelangt, so befleißigte sie sich der gleichen Metho­
den wie hei den Stipendiaten und den Fernstudiumsa5piranten. Als erfreulich 
ist die Tatsache festzuhalten, daß Aspiranten, die ihren Verpflichtungen in 
kürzerer Frist nachkommen als in ihren Arheitsplänen ·vorgesehen, in erster 
Linie unter elen seIhständigen anzutreffen ;;:ind. Im weiteren werden wir in den 
Kaderforthildungsplänen die Termine für die Ausarbeitung der Dissertationen, 
für die Puhlikation einzelner ihrer Abschnitte. für ihre Diskussion an den Lehr· 
stühlen und für ihre Einreichung sowie für die Ablegung der 3 Jahre gültigen 
philosophischen und ~prachlieh"n Kandidatursprüfungen weit konsequenter vor­
schreihen müssen, als dies hei den selbständigen Aspiranten bisher geschehen ist. 

Zusammenfassend sei nochmals hervorgehoben, daß die neuen Vorschrif­
ten den Universitäten hei Heranbildung des ·wissenschaftlichen ~ach·wuchses 
eine weit wichtigere Rolle und größere Verantwortung zuweisen als his her . 
Um den erhöhten Anforderungen, die nun an uns gestellt sind, voll entsprechen 
zu können, werden sich die wissenschaftlichen Beiräte von Universität und 
Fakultäten sowie ihr wissenschaftlicher und personeller Apparat eiuer noch 
zielstrehigeren und organisierteren Arbeit befleißigen müssen als hisher. 
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